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Einleitung

Die Frage der Existenzsicherung ist – bezogen auf die Leistungsseite – ein
politischer Dauerbrenner. Die Auseinandersetzungen, die von einer breite-
ren Öffentlichkeit wahrgenommen werden, drehen sich dabei um grundle-
gende, da systemische Fragen. Die aus verschiedenen politischen Richtun-
gen in die Diskussion eingebrachten Reformvorschläge tragen klangvolle
Namen wie „Solidarisches Bürgergeld“1 oder „Bedingungsloses Grund-
einkommen“2. Auch von Seiten der Wissenschaft existieren Vorschläge
für eine grundsätzliche Neuausrichtung des Systems der Existenzsiche-
rung.3

Geradezu kleinmütig wirkt demgegenüber der für die vorliegende Ar-
beit gewählte Titel: „Existenzsicherung in Ehe und Familie im Einkom-
mensteuerrecht“. Denn hierdurch werden gleich mehrere Beschränkungen
der Bearbeitung deutlich. Zum einen greift der Titel auf den traditionellen
Gedanken zurück, dass Existenzsicherung (auch) im Einkommensteuer-
recht stattzufinden hat.4 Er zementiert damit den Umstand, dass Existenz-
sicherung in Parallelsystemen – dem Steuer- und Sozialrecht – stattfindet
und klammert integrative Konzepte aus. Zum anderen wird vorausgesetzt,
dass das Einkommensteuerrecht das steuerrechtliche Teilgebiet ist, in dem
sich Fragen der Existenzsicherung insbesondere stellen. Auch dies ent-
spricht dem traditionellen Gedanken von der Einkommensteuer als „Köni-

1 Vgl. zu diesem Konzept des ehemaligen thüringischen Ministerpräsidenten Dieter
Althaus statt vieler M. Brenner/D. Seifarth/U. Hennig, Solidarisches Bürgergeld
und Grundgesetz (2011).

2 Vgl. aus der aktuellen Literatur exemplarisch S. Kunz, Bedingungsloses Grundein-
kommen und Soziale Marktwirtschaft (2016); R. Osterkamp, Auf dem Prüfstand:
ein bedingungsloses Grundeinkommen für Deutschland? (2015).

3 Vgl. exemplarisch zum System der Negativsteuer J. Mitschke, Steuer- und Transfer-
ordnung (1985); J. Mitschke, StuW 1994, S. 153; J. Mitschke, Grundsicherungsmo-
delle (2000); J. Mitschke, Erneuerung des deutschen Einkommensteuerrechts
(2004).

4 K. Murhard, Theorie und Politik der Besteuerung (1834), S. 450 ff. Vgl. auch
W. Leisner, Existenzsicherung im Öffentlichen Recht (2007), S. 343 f.
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gin der Steuern“5, die wie keine andere Steuer eine leistungsfähigkeitsge-
rechte Besteuerung gewährleisten und insbesondere sozialpolitische For-
derungen – wie die Berücksichtigung eines Existenzminimums und des
Personenstandes – umsetzen kann.6

Die zentrale These dieser Bearbeitung lautet, dass das Einkommensteu-
errecht zur Verwirklichung des Leistungsfähigkeitsprinzips – stärker als
bisher – auf sozialrechtliche Vorgaben zurückgreifen muss.7 Dieser Ansatz
ermöglicht es zum einen, dass die derzeit existierenden Unstimmigkeiten
bei der Berücksichtigung privaten Aufwands beseitigt werden,8 zum ande-
ren erschwert er die Implementierung von Steuervergünstigungen mit un-
ter sozialstaatlichen Gesichtspunkten nicht zu rechtfertigenden Vertei-
lungswirkungen.9 Ziel der Arbeit ist es, sich nicht auf abstrakte Aussagen
zur Verteilungsgerechtigkeit beim Zusammenwirken von Sozial- und Steu-
errecht zurückzuziehen, sondern die zu erarbeitenden Vorgaben an konkre-
ten Problemstellungen zu messen. Die deswegen notwendige detaillierte
Erfassung einzelner Fragestellungen – jeweils im Sozial- und im Steuer-
recht – erfordert eine Begrenzung der Untersuchungsgegenstände. Das
Augenmerk liegt daher auf der laufenden (gewöhnlichen) Existenzsiche-
rung, wobei damit in Bezug auf die familiäre Situation auch Lebensab-

5 J. Popitz in Handwörterbuch der Staatswissenschaften (1926), Band 3, S. 400, 402.
Vgl. auch BVerfG v. 25.9.1992 – 2 BvL 5, 8, 14/91, BVerfGE 87, S. 153, 155 ff.
Nach D. Birk in FS Stree/Wessels (1993), S. 1173, 1175 ist die Einkommensteuer
diejenige Steuer, die am stärksten am Gleichheitsideal orientiert ist. Vgl. zu Fragen
der Existenzsicherung im Rahmen der Umsatzsteuer den Nichtannahmebeschluss
des BVerfG v. 23.8.1999 – 1 BvR 2164/98, NJW 1999, S. 3478 sowie aus der Lite-
ratur C. Seiler, AöR 2011, S. 95, 106; T. Leibohm, Bedarfsorientierung (2011),
S. 153; W. Leisner, Existenzsicherung im Öffentlichen Recht (2007), S. 344.

6 J. Popitz in Handwörterbuch der Staatswissenschaften (1926), Band 3, S. 400,
401 f. Vgl. schon J. Conrad in Handwörterbuch der Staatswissenschaften (1909),
Band 3, S. 695, 695: „Nur durch sie [die Einkommensteuer] ist das Ziel einer ge-
rechten Besteuerung, jeden nach seiner Leistungsfähigkeit zu treffen, welche haupt-
sächlich durch das Einkommen bedingt wird, annährend zu erreichen. Zugleich ist
man nur bei einer Personalsteuer in der Lage, die persönlichen Verhältnisse zu be-
rücksichtigen […]“.

7 Hinsichtlich dieses Ansatzes konnte insbesondere auf die Werke von M. Lehner
(Einkommensteuerrecht und Sozialhilferecht (1993)), C. Moes (Existenzminimum
(2011)) und T. Leibohm (Bedarfsorientierung (2011)) zurückgegriffen werden. Vgl.
aus der aktuellen Literatur auch J. Englisch in DStJG 37 (2014), S. 159.

8 Vgl. hierzu J. Hey in Tipke/Lang, § 8 Rn. 72.
9 Vgl. zu diesen Verteilungsfragen insbesondere die Ausführungen im 1. Kapitel C. I.

2. c) und im 1. Kapitel E.
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schnitte der Kinder, wie insbesondere Betreuung, Schulzeit und Ausbil-
dung, gemeint sind. An vielen Stellen wird zur besseren Veranschauli-
chung mit konkreten Werten und Berechnungen gearbeitet. Zugrunde ge-
legt sind dabei die Werte für das Jahr 2016. Die regelmäßigen Anpassun-
gen im Sozial- und auch im Steuerrecht bewegen sich meist in überschau-
barem Rahmen, sodass jedenfalls den ermittelten Relationen auch über das
Jahr 2016 hinaus Bedeutung zukommt.10

Die Arbeit gliedert sich in drei Kapitel.

Im ersten Kapitel werden die Grundlagen der Existenzsicherung im Steu-
er- und Sozialrecht dargestellt. Aus dem Verhältnis von Steuer- und Sozi-
alrecht wird die maßgebliche Bedeutung der sozialrechtlichen Vorgaben
für Fragen der Existenzsicherung im Steuerrecht abgeleitet. Vor die Klam-
mer gezogen wird zudem die beim Vergleich von Steuer- und Sozialrecht
regelmäßig virulente Frage, wie etwaiges Vermögen oder Einkommen des
Steuerpflichtigen bzw. seiner Angehörigen zu behandeln ist. Bereits im
ersten Teil wird außerdem aufgezeigt, dass einzelne sozialrechtliche Insti-
tute – etwa das Wohngeld oder der Kinderzuschlag – für die Frage der
Existenzsicherung im Steuerrecht ausgeklammert werden können, was zu
Vereinfachungen im Fortgang der Bearbeitung führt. Von großer Bedeu-
tung bei der Abstimmung von Steuer- und Sozialrecht ist zudem die Frage
nach der Typisierungsbefugnis des Gesetzgebers im jeweiligen Rechtsge-
biet.

Im zweiten Kapitel werden einzelne Elemente der Familienbesteuerung
anhand des entwickelten Maßstabes überprüft. Schwerpunkte sind dabei
das duale System sowie die Berücksichtigung von Kinderbetreuungskos-
ten. Die Bearbeitung erfolgt hier nach einem einheitlichen Schema, das ei-
nerseits der besseren Orientierung dient, es andererseits aber auch ermög-
lichen soll, einzelne Aspekte zielgenau erfassen zu können. Nach Darstel-
lung des jeweiligen Untersuchungsgegenstandes – insbesondere unter Be-
rücksichtigung der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts – wird
die Verfassungsmäßigkeit der Regelung in drei Schritten überprüft. In
einem ersten Schritt wird die Regelung des Sozialrechts dargestellt, in
einem zweiten Schritt die steuerrechtliche Regelung (unter Berücksichti-

10 Zum 1.1.2017 wurde beispielsweise der Grundfreibetrag um 168 €, der Kinder-
freibetrag um 108 €, das Kindergeld um monatlich 2 € sowie der Kinderzuschlag
um monatlich 10 € erhöht, vgl. BGBl. I 2016, S. 3000.
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gung der steuerrechtlichen Diskussion), sodass in einem dritten Schritt
Folgerungen aus dieser Gegenüberstellung gezogen werden können.

Im dritten Kapitel wird das Ehegattensplitting untersucht. Die nahezu
unüberschaubare Literatur zu dieser Thematik sowie die offensichtlichen
Friktionen, die bei der Behandlung der Ehegatten zwischen Steuer- und
Sozialrecht bestehen, legen es nahe, zunächst die steuerrechtliche Diskus-
sion aufzugreifen. Dabei ist von einer vollständigen Wiedergabe der (teil-
weise kleinteiligen) Argumentation bewusst Abstand genommen worden.
Die Frage nach der Verfassungsmäßigkeit des Ehegattensplittings dreht
sich deshalb schwerpunktmäßig um die Rechtsfigur der mittelbaren Dis-
kriminierung sowie um die Grenzen der Typisierungsbefugnis des Gesetz-
gebers. Bei der Frage nach einer Ehegattenbesteuerung, die auf sozial-
rechtliche Wertungen zurückgreifen könnte, ist insbesondere der Aspekt
der Berücksichtigung der Haushaltsersparnis diskussionswürdig.

Die Bearbeitung schließt mit einer Zusammenfassung der wesentlichen
Ergebnisse.
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Grundlagen der Existenzsicherung im Steuer- und
Sozialrecht

Die Existenzsicherung als staatliche Aufgabe

Die staatliche Pflicht zur Sicherung der Existenz des Einzelnen

Art. 20 Abs. 1 GG statuiert als Wesensmerkmale des Gemeinwesens neben
den Staatsstrukturprinzipien Bundesstaat, Republik und Demokratie auch
den Sozialstaat als Staatszielbestimmung.11 Das Sozialstaatsprinzip
(Art. 20 Abs. 1, Art. 28 Abs. 1 Satz 1 GG) ermöglicht und erfordert, dass
der Staat ordnend und korrigierend in die Gesellschaft eingreift.12 Konkre-
te Maßgaben können aus dem Sozialstaatsprinzip grundsätzlich nicht ab-
geleitet werden, diese gerieten mit dem Demokratieprinzip in Konflikt.13

Eine Ausnahme gilt allerdings für die Sicherung der Existenz des Einzel-
nen, die als Minimalkonsens direkt aus dem Sozialstaatsprinzip abgeleitet
wird.14 Ein solcher Gedanke wohnte schon der Weimarer Reichsverfas-
sung (WRV) inne, die im fünften Abschnitt Vorgaben für das Wirtschafts-
leben festhielt. Art. 151 Abs. 1 Satz 1 WRV15 lautete:

„Die Ordnung des Wirtschaftslebens muss den Grundsätzen der Gerechtigkeit
mit dem Ziele der Gewährleistung eines menschenwürdigen Daseins für alle
entsprechen.“

 
Art. 163 Abs. 2 WRV16 garantierte staatliche Fürsorge:

„Jedem Deutschen soll die Möglichkeit gegeben werden, durch wirtschaftli-
che Arbeit seinen Unterhalt zu erwerben. Soweit ihm angemessene Arbeitsge-

1. Kapitel:

A.

I.

11 K. Sommermann in von Mangoldt/Klein/Starck, Art. 20 Rn. 5.
12 R. Bieritz-Harder in Berlit/Conradis/Sartorius, Existenzsicherungsrecht (2013),

Kap. 8 Rn. 1.
13 R. Bieritz-Harder in Berlit/Conradis/Sartorius, Existenzsicherungsrecht (2013),

Kap. 8 Rn. 1.
14 C. Enders in VVDStRL 64 (2005), S. 39.
15 RGBl. 1919, S. 1383, 1412.
16 RGBl. 1919, S. 1383, 1414.
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legenheit nicht nachgewiesen werden kann, wird für seinen notwendigen Un-
terhalt gesorgt.“17

 
Die Untergrenze der Existenzsicherung bildet das „nackte Überle-

ben“18, das sog. physische Existenzminimum. Dieses ermöglicht im mo-
dernen Staat jedoch kein menschenwürdiges Leben.19 Aufgrund der not-
wendigen Existenz in sozialen Bezügen ist ein „Mindestmaß an Teilhabe
am gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Leben“ unerlässlich.20

Eine ausreichende Existenzsicherung erfordert mithin die Berücksichti-
gung eines soziokulturellen Existenzminimums.21 Diese staatliche Pflicht
wird in ständiger Rechtsprechung auf das Sozialstaatsprinzip i.V.m. der
Menschenwürde gestützt.22 Bei der Realisierung des Schutzes steht dem
Gesetzgeber indes ein weiter Gestaltungsspielraum zu.23 Die Ausgestal-
tung eines Existenzminimums, das über das physische Überleben hinaus
auch ein Mindestmaß an Teilhabe beinhalten soll, unterliegt in hohem Ma-
ße politischen Wertungen.24 Der Gesetzgeber hat dabei aber die Entwick-
lung des Gemeinwesens zu berücksichtigen und seine Wertungen stetig zu

17 Zu näheren Einzelheiten – beispielsweise der Pflicht des Bedürftigen, gemeinnüt-
zige Arbeit zu leisten – C. Enders in VVDStRL 64 (2005), S. 25 f.

18 BSG v. 22.4.2008 – B 1 KR 10/07 R, BSGE 100, S. 221, 231.
19 R. Bieritz-Harder in Berlit/Conradis/Sartorius, Existenzsicherungsrecht (2013),

Kap. 8 Rn. 5.
20 BVerfG v. 9.2.2010 – 1 BvL 1, 3, 4/09, BVerfGE 125, S. 175, 223.
21 R. Bieritz-Harder in Berlit/Conradis/Sartorius, Existenzsicherungsrecht (2013),

Kap. 8 Rn. 1 nimmt an, dass der Staat aufgrund eines Finanzierungsvorbehalts
dann dahinter zurückbleiben darf, wenn in Krisenzeiten die Existenz sämtlicher
Mitglieder der Gesellschaft bedroht ist.

22 BVerfG v. 18.7.2012 – 1 BvL 10/10, 2/11, BVerfGE 132, S. 134, 159; BVerfG
v. 9.2.2010 – 1 BvL 1, 3, 4/09, BVerfGE 125, S. 175, 222; BVerfG v. 13.2.2008 –
2 BvL 1/06, BVerfGE 120, S. 125; BVerfG v. 29.5.1990 – 1 BvL 20, 26/84
und 4/86, BVerfGE 82, S. 60; BVerwG v. 24.6.1954 – V C 78.54, BVerwGE 1,
S. 159.

23 R. Bieritz-Harder in Berlit/Conradis/Sartorius, Existenzsicherungsrecht (2013),
Kap. 8 Rn. 5.

24 Vgl. hierzu BSG v. 22.4.2008 – B 1 KR 10/07 R, BSGE 100, S. 221, 231: „Jenseits
der Bestimmung des ‚physischen Existenzminimums‘ steht es im Gestaltungser-
messen des Gesetzgebers, in welchem Umfang soziale Hilfe unter Berücksichti-
gung der vorhandenen Mittel und anderer gleichrangiger Staatsaufgaben gewährt
werden kann und soll […]“.

1. Kapitel: Grundlagen der Existenzsicherung im Steuer- und Sozialrecht
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